
Aktenzeichen: 9 AZR 8/92 
Bundesarbeitsgericht 9. Senat

I. Arbeitsgericht Bremerhaven

Urteil vom 19. Januar 1993- 9 AZR 8/92 -
Urteil vom 19. September 1990
- 2 Ca 207/90 -

II. Landesarbeitsgericht Bremen Urteil vom 13. November 1991
- 2 Sa 27/91, 2 Sa 30/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort:
Befristung des Urlaubsabgeltungsanspruchs

Gesetz:
BUrlG § 7 Abs. 3 und 4

Leitsatz:
Der Urlaubsabgeltungsanspruch nach dem Bundesurlaubsgesetz 
unterliegt ebenso der Befristung wie der Urlaubsanspruch, an 
dessen Stelle er mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
getreten ist (Bestätigung der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts).
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9 AZR 8/92
2 Sa 27 + 30/91 Bremen

Verkündet am 
19. Januar 1993 Im Namen des Volkes!

Klapp,
Reg.-Obersekretär 
als Urkundsbeamter

U rteil

der Geschäftsstelle In Sachen

pp.

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der
mündlichen Verhandlung vom 19. Januar 1993 durch den Vorsit 
zenden Richter Prof. Dr. Leinemann, die Richter Dörner und 
Dr. Reinecke sowie die ehrenamtlichen Richter Schodde und
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Oberhofer für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bremen vom 13. November 
1991 - 2 Sa 27/91, 2 Sa 30/91 - aufgehoben, so­
weit die Beklagte zur Zahlung von 1.248,53 DM 
brutto nebst Zinsen verurteilt worden ist 
(Nr. 1 d des Tenors).
Die Berufung des Klägers gegen das die Klage in­
soweit abweisende Urteil des Arbeitsgerichts Bre­
merhaven vom 19. September 1990 - 2 Ca 207/90 - 
wird zurückgewiesen.
Die Kosten der Revision hat der Kläger zu tragen. 
Von den Kosten des Verfahrens der ersten Instanz 
und des Berufungsverfahrens haben der Kläger 25 % 
und die Beklagte 75 % zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Der Kläger war seit 1987 bei der Beklagten als Produktmana­
ger mit einem Monatsverdienst von zuletzt 3.000,—  DM und einem 
jährlichen Urlaubsanspruch von 21 Arbeitstagen beschäftigt. Am 
29. April 1988 kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis mit 
dem Kläger. In dem vom Kläger eingeleiteten Kündigungsschutzpro­
zeß schlossen die Parteien am 24. Juni 1988 einen Vergleich, nach 
dem das Arbeitsverhältnis mit dem 31. Mai 1988 geendet hat.

Mit seiner Klage vom 24. April 1990 hat der Kläger unter an­
derem als Urlaubsabgeltung für 8,75 Urlaubstage aus dem Jahr 1988 
1.384,08 DM begehrt.

Der Kläger hat beantragt,
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die Beklagte zu verurteilen, an d.en Kläger
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1.384,08 DM netto nebst 4 % Zinsen seit dem 27. April 1990 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen, das Landesar­
beitsgericht hat dem Kläger 1.248,53 DM nebst Zinsen zugespro­
chen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision ver­
folgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter. Der Kläger 
beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Der Kläger hat keinen Anspruch 
auf Urlaubsabgeltung für die Zeit von Januar bis Mai 1988. Mit 
dem Ausscheiden des Klägers aus dem ArbeitsVerhältnis am 31. Mai 
1988 aufgrund des mit der Beklagten geschlossenen Vergleichs ist 
zwar für den Kläger ein Urlaubsabgeltunsanspruch entstanden. Die­
ser ist jedoch spätestens mit dem 31. März 1989 erloschen, da ihn 
der Kläger bis zu diesem Zeitpunkt unstreitig nicht geltend ge­
macht hat. Bei Klagerhebung am 24. April 1990 bestand der Ur­
laubsabgeltungsanspruch nicht mehr.

1. Der Auffassung des Landesarbeitsgerichts, der Urlaubsabgel­
tungsanspruch habe dem Kläger auch noch zu dieser Zeit zugestan­
den, folgt der Senat nicht. Die Ausführungen des Landesarbeitsge­
richts zum Urlaubsabgeltungsanspruch sind insgesamt mit der
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Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts nicht vereinbar, auch 
nicht soweit das Landesarbeitsgericht sich ihr vermeintlich an­
schließt.

2. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (vgl. 
z.B. BAGE 56, 340 und 61, 362 = AP Nr. 41 und 48 zu § 7 BUrlG Ab­
geltung; Urteil vom 28. Juli 1992 - 9 AZR 340/91 -, zur Veröf­
fentlichung vorgesehen, zu 1 b der Gründe) ist der Urlaubsan­
spruch nach § 7 Abs. 4 BUrlG ein Surrogat (Ersatz) für den wegen 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr erfüllbaren Ur­
laubsanspruch . Er entsteht, ohne daß es dafür weiterer Handlungen 
des Arbeitgebers oder des Arbeitnehmers bedarf, mit der Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses. Zu diesem Zeitpunkt wandelt sich 
der noch nicht erfüllte Urlaubsanspruch des Arbeitnehmers in 
einen Abgeltungsanspruch um. Wegen der Beendigung des Arbeitsver­
hältnisses können zwar Arbeitspflichten durch Gewährung von Ur­
laub nicht mehr beseitigt werden. Dennoch soll nach § 7 Abs. 4 
BUrlG der Arbeitnehmer so gestellt werden, als würde weiterhin 
bis zum Ende des Urlaubsjahres oder ggf. des ÜbertragungsZeit­
raums die Arbeitspflicht durch Gewährung des Urlaubs suspendiert 
werden können und daher weiterhin ein Urlaubsentgeltanspruch, 
also ein Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts ohne Arbeitslei­
stung, möglich sein. Der Urlaubsabgeltungsanspruch nach § 7 
Abs. 4 BUrlG ist daher kein Abfindungsanspruch, für den es auf 
eine Bindung an die Voraussetzungen des Urlaubsanspruchs und sei­
ner Erfüllung nicht ankommt, sondern er ist als ErfüllungsSurro­
gat für den wegen der Beendigung des ArbeitsVerhältnisses nicht 
mehr zu verwirklichenden Urlaub an die gleichen Voraussetzungen 
gebunden wie zuvor der Urlaubsanspruch. Kann daher aufgrund des
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Abgeltungsanspruchs nach § 7 Abs. 4 BUrlG der Arbeitnehmer ver­
langen, jedenfalls für das ihm zu zahlende Urlaubsentgelt so ge­
stellt zu werden, als ob das Arbeitsverhältnis fortbestünde, un­
terliegt der Urlaubsabgeltungsanspruch ebenso der Befristung wie 
der Urlaubsanspruch selbst. Daher geht der Hinweis des Landesar­
beitsgerichts, das Bundesurlaubsgesetz enthalte keine Vorschrif­
ten über den Verfall des Abgeltungsanspruchs, ins Leere. Einer 
solchen Vorschrift bedarf es nicht, weil auch für den Abgeltungs­
anspruch die Befristung des Urlaubsanspruchs maßgeblich ist. Ist 
auch der Urlaubsabgeltungsanspruch ein befristeter Anspruch, er­
lischt er mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Urlaubsan­
spruch entstanden ist - bzw. bei Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 7 Abs. 3 BUrlG mit dem Ablauf des Obertragungszeitraums am 
31. März des folgenden Jahres.

3. Der Urlaubsanspruch des Klägers war am 1. Januar 1988 ent­
standen? damit war der Abgeltungsanspruch, in den sich der bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses noch nicht erfüllte Urlaubs­
anspruch am 31. Mai 1988 umgewandelt hat, auf den 31. Dezember 
1988 befristet. Das Landesarbeitsgericht hat keine Feststellungen 
dazu getroffen, daß die Voraussetzungen für eine Übertragung des 
Anspruchs in den Übertragungszeitraum Vorgelegen hätten. Auch 
wenn dennoch davon ausgegangen werden müßte, wäre der Anspruch 
bereits mit Ablauf des 31. März 1989 erloschen gewesen.

Das Landesarbeitsgericht hat auch keine Feststellungen dazu 
getroffen, daß der Kläger etwa ohne Erfolg von der Beklagten die 
Erfüllung seines Urlaubsabgeltungsanspruchs vor Ablauf des 
31. Dezember 1988 gefordert hätte oder daß andere Erfüllungshin-
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dernisse bestanden hätten. Dafür fehlt es auch im Vortrag des 
Klägers an jedem Anhaltspunkt. Soweit er darauf abgestellt hat, 
die Beklagte habe ihm zuvor ausdrücklich mitgeteilt, daß der 
Resturlaub von zwei Tagen aus dem Jahre 1987 auch nicht mit dem 
Ablauf des ersten Quartals 1988 verfalle, ist dies nicht geeig­
net, eine andere Beurteilung zu rechtfertigen, weil sich daraus 
nichts für den hier streitigen Anspruch ergibt.

4. Die Entscheidung über die Kosten beruht auf § 91 Abs. 1,
§ 92 Abs. 1 ZPO.

(
Dr. Leinemann Dörner Dr. Reinecke

Schodde Oberhofer
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